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Baulanderschließung im Innenbereich vorantreiben

„Umweltministerin Tanja Gönner soll zu Klärung der Fakten beitragen“

Stuttgart.    „Nicht jede Erschließung von Bauland ist verwerfliche Flächenversiegelung“, sagte der Hauptgeschäftsführer des Gemeindetags, Professor Dr. Christian O. Steger. Er forderte Umweltministerin Tanja Gönner dazu auf, zu einer Klärung der Fakten beizutragen. „Undifferenzierte Vorwürfe gegen Städte und Gemeinden sind kein Beitrag zur Nachhaltigkeitsstrategie der Landesregierung“, so Steger.

Mobilisierung von Sanierungsflächen unterstützen

Der Gemeindetag unterstütze die vorrangige Nutzung von innerörtlichen Brachflächen. Er propagiere seit 2002 das Entwicklungsleitbild der ‚kompakten Gemeinde’. „Den Gemeinden fehlen Instrumente, mit denen sie Sanierungsflächen für neue Nutzungen mobilisieren können. Wenn sie nicht mehr genutzte Bauernhöfe im Dorf für Familienwohnungen erschließen wollen, bräuchten sie oft ein leichter handhabbares Baugebot, das die Grundeigentümer veranlasst, kommunale Planungen nicht zu blockieren. Darüber hinaus drängen die Kommunen seit 25 Jahren auf Instrumente, mit denen sie Baulücken schneller schließen können. Die Gemeinden brauchen politische Unterstützung von Frau Gönner, nicht unbegründete Vorwürfe“, mahnte Steger. Die von der Umweltministerin vorgeschlagene Senkung der Grundsteuer innerorts sei nicht ausreichend, um eine Steuerungswirkung zu erzielen.

Sachliche Diskussion braucht klare Fakten

Notwendig sei auch eine differenzierte Bewertung von Nutzungsänderungen. „Bei weitem nicht alles, was als Flächenverbrauch bezeichnet wird, verschwindet unter Beton“, sagte Steger. Ein Teil der Flächen, die in der Statistik als Flächenverbrauch erfasst würden, werde sogar ökologisch aufgewertet.

So würden auch ökologische Ausgleichsflächen, also eine neue Streuobstwiese als Ausgleich für ein Baugebiet, zum Flächenverbrauch gezählt.

„Die Artenvielfalt in Siedlungsgebieten ist oft höher als auf intensiv bewirtschafteten Ackerflächen, das zeigen viele wissenschaftliche Untersuchungen“, so Steger. „Diese Ungereimtheiten müssen geklärt werden. Da erwarten die Kommunen zurecht einen aktiven Beitrag des Umweltministeriums.“

Vorwürfe an Gemeinden nicht berechtigt

„Immer wieder sind Städte und Gemeinden von der Landesregierung aufgefordert worden, genügend Flächen für den Wohnungsbau und die gewerbliche Entwicklung zur Verfügung zu stellen. Wenn sie diesen Aufforderungen gefolgt sind, sollte ihnen die Landesregierung heute keinen Vorwurf daraus machen“, verlangte Steger. „Vernünftige Planungsentscheidungen unter sorgfältiger Abwägung der Interessen kommen nah an der Sache zustande, nicht oben in der Behördenhierarchie am grünen Tisch“, sagte Steger.
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